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Kirche gerichtet sind. Wıll dennoch die öfftentlichen Ent- bewußt ın Gegensatz ZUr christlichen Wertordnung un

den Kırchenscheidungen mitgestalten WwW1e ıhm Ja seın christlicher
Auftrag gebietet mu{fßß sıch miıt Gleichgesinnten
zusammenschließen. Der GDDU (und vielleicht noch mehr der CSU) wiırd

gerade VO  e} wohlwollenden Kritikern vorgeworten, s1€e
Sınd die geschichtlich-weltanschaulichen Belastungen habe sıch aum Rechenschaft gegeben über die Wandlun-
aller feststellbarer Reideologisierung 1m deutschen SCN, die 1n den Kirchen in den etzten Jahren, 1in der

Parteiwesen nıcht geringer geworden? Und 1St der Kırche katholischen seit dem Zweiten Vatıkanum, VOT sıche
SCH siınd. Ist Ina  — noch nıcht bereıt, sıch als kritische art-deshalb, wenn schon nıcht AÄquidıstanz doch kritische

ähe un: Dıstanz den Parteıen insgesamt empfeh- 8{58 auf unterschiedlichen Ebenen akzeptieren?
len?

obhl Meıne bisherigen AÄußerungen Aus trüherereıt und
ohl Manche ideologischen Fehlentwicklungen und Be- auch in diesem Gespräch zeıgen doch unmiıßverständlich,

da{fß dıe CD  C als Parteı bereit 1St, die Kırchen als kritischelastungen 1im deutschen Parteiensystem sind 1n den etzten
7Wel Jahrzehnten tatsächlich schrittweise überwunden Partner akzeptieren. Darüber hinaus zeıgen zahlreıiche
worden. ber z1bt noch ımmer ıne Reihe VO  3 kontro- Aussagen, Stellungnahmen un: das politische Handeln
versen Punkten 1in Wertfragen. Dıe Debatte das der SaAaNZCH Unıjion diese Bereitschaft raume ohne
Grundrecht auf Leben, dıe Auseinandersetzungen Bıl- weıteres eiInN: Der Kontakt zwıschen der CDU un: den Kır-
dungsinhalte un: Lernziele 1n manchen Bundesländern, chen hätte 1n den etzten Jahren noch 1: seın können.
die sehr unterschiedliche Bewertung des Ranges VO Ehe Wır haben sıcher manches als selbstverständli;ch
un: Famiılie un: nıcht zuletzt die antıkirchlichen Be- gesehen, W A4s längst nıcht mehr selbstverständlich WAar un:
schlüsse der FDP haben deutlich gemacht, da{ß ıne - 1St. Die Wandlungen innerhalb der Kırchen siınd manchem

Aquidıistanz der Kiırchen allen vorhandenen bei uns erst recht spat 1Ns Bewulßfitsein eten Wır haben
Parteijen überhaupt nıcht möglich ISt;, se1 denn den 1n der Vergangenheit auch oft versaumt, w1e Rıchard
Preıis ıhrer eiıgenen theologischen un: sozialethischen Pro- VO  3 Weizsäcker VOTLr einiger eıt Ssagte, Anforderungen und

Fragen die Kirchen stellen. Fur die C(DU als Parteı,Aile Das heißt 19808  e nıcht, da gebe iıch Ihnen recht, daß die
Kıirchen in allen politischen Fragen 1Ur die CD  S als (Ge- die Politik Aaus christlicher Verantwortung begründet, 1ISt
sprächspartner hätten, un: heißt auch nıcht, dafß die gegenwärtig un 1in der Zukunft drıngend ertforderlıiıch,
CDU ıne Kirchenparteı seiın musse. Die CIa hat einen häufiger grundsätzliıche Fragen mı1t den Kırchen TOr-
anderen Auftrag als die Vertretung kirchlicher Interessen. tern und dabei Z politischen Gemeinsamkeit VO  } V anll-

annn MI1r allerdings auch nıcht vorstellen, daß S$1e siıch gelischen un: katholischen Christen beizutragen.

Respektierung der Gewissenstreihel für den
verantwortlich Handelnden
Fragen an Franz Joseph Strauß

ten FErwartungen die Kırchen. Sıe erwıesen sıch spaterHerr Strauß, die Kırchen haben 1n den etzten Jah-
rCcNn, kann INa  w} allseits hören un: teststellen, polı- als schwere politisch-psychologische Hypothek. Dann
tisch-Sftentlichem Einfluß oder aSCch WIr besser, realer scheint mır, dafß oft die Möglichkeiten der Kirchen über-
gesellschaftlicher Wirkung verloren. Wo sehen Sıe als schätzt werden. Es >1Dt WwW1e einen kirchlichen
Politiker die hauptsächlichen Ursachen dafür? Triumphalismus und aıkalen Deftfaıitismus. Beide Einstel-

lJungen sınd falsch Sıe haben aber ıne gemeınsame Wur-
Strauß: Die rage äfßt sıch politisch-geschichtlich und zel die Überschätzung der Kırchen tür die Gestaltung der
theologisch beantworten. Dıie christlichen Kırchen galten Welt Diese wıederum 1St begründet in einer Unterschät-
unmıittelbar nach dem Zusammenbruch 1945 be1 den ZUN$ der eigentlichen relig1ösen Sendung der Kirchen.
Sıegermächten als „Nıcht belastet“. Die Alliierten betrach-

Wiıe hoch taxiıeren Sıe die Mitschuld der Kiırchens1ie als Träger des Abwehrkampfes den Natıo-
nalsozialismus. Daraus ergab sıch, zeitgeschichtlıch bedingt, selbst diesem Zustand? 1eweıt haben S1e iıhre Schwäche

1mM SÖfftentlichen Bewußfstsein un praktischer Wiıirkungeın ungewöhnlich großes gesellschaftspolitisches Ansehen
der Kırchen. Sıe brauchten tür dieses Ansehen 1mM außer- sıch selbst, ıhrem polıtischen Verhalten, ihrer Theologie,
kırchlichen Raum nıchts In den ersten Jahren oder gar ıhrer Abhängigkeıt VO Zeıtgeist zuzuschre1i-

ben?nach dem Krieg kam 6S daher weıtgehend überspann-
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Strauß: Für die VO  3 Ihnen behauptete „Miıtschuld der Zensuren un: Ratschläge, die den Kirchen (nach den
Kirchen“ sibt verschiedene Gründe. In Vergangenheit inneren Zuständen ın den Kirchen unterschiedlich
und Gegenwart wurden un werden die Wırkmöglich- verteılt nach evangelisch und katholisch) VO  a Politikern
keiten der Kırchen überbewertet. Manche Christen glau- (und VO: Vertretern der politischen Publizistik) erteıilt
ben, dafß die Kirchen für alle Fragen des persönlıchen, werden, schwanken zwıschen der Feststellung, autf s1e (die
wirtschaftlichen, soz1alen un:! polıtıschen Lebens die riıch- Kiırchen) se1 gegenwärtıg wen1g Verlafßß (Johannes Gross
tiıgen Lösungsprinzıpien hätten. Diese müßten Nur richtig 1n der FAZ, ob das eıl diesseitig oder Jjen-
angewandt werden, dann ware die Welt heil Diese Eın- se1t1g interpretiert werde, se1 unsicher geworden urt
stellung 1St me1ines Erachtens talsch Auch wenn INan nach Bıedenkopf in den „Evangelıischen Kommentaren“, Fe-
den Grundsätzen des Evangelıums lebt, x1bt 65 noch ımmer bruar und der Aufforderung, mehr Orıientierungs-
viele Fragen und Probleme unNnseres Lebens, auf dıe WIr in kraft zeıgen und dıe „ungetrübte“ Leuchtkraft wieder-
der Bibel allein keine Antwort finden und auf die zugewınnen (SO Ihr Parteitreund Schroeder als Vorsitzen-
uns auch dıe Kırchen die Antwort schuldig leiben MUS-  AA S der des Evangelıschen Arbeitskreises der CDU) Sollten S1e
S14 Eınen ÜAhnlichen Fehler, NUur mıiıt umgekehrten Vor- sovıel Leuchtkraft ‚ungetrübt“ (selbst 1mM Deutschland der
zeiıchen, machen andere Gläubige. Sıe übertordern dıe Nachkriegszeit) Je besessen haben, oylauben Sıe ıne Re-
Kırchen ebentalls. Nach Ansıcht dieser Christen hätten generierung der Kırchen als wertorientierender raft für
die Kirchen die Folgen der konstantıiniıschen Wende, theo- die Gesamtgesellschaft, selbst WenNnn sıch diese und miıt ıhr
logische Irrtümer, die Glaubensstreitigkeiten des Reforma- die staatstragenden Parteıen, auch dıe christlichen, VO  ;
tionszeitalters, die Inquisıition, die Hexenverfolgung, die kırchlich verbindlichen Wertaussagen mehr und mehr ent-
Entwicklung der Naturwissenschaften, den Nationalsozia- ternen bzw diese für den säkular-kirchenfernen Bürger
lısmus un: selbstverständlich den Marxısmus-Sozialismus (der für die polıtischen Parteıen 1n erster Linıe Wahlbürger
richtig erkennen un: beurteilen mussen. Die Kırchen kön- 1St) AautonOoOm interpretieren?
NeN aber diese überspannten Erwartungen nıcht erfüllen.
Daher kommt Enttäuschungen und Fehlurteilen über Strauß: Dıie drei VO  w Ihnen erwähnten Stellungnahmenden ınneren und außeren Zustand der Kırchen. sınd mIır ekannt. Sıe besagen Je nach Standort polıitisch

vie] oder wen1g. Die einen halten s1e für mehr relıg1ös-
romantische Aussagen, andere vermiıssen dabej dıe gebo-

„Den Kirchen ıst der Raum zugewilesen, tene theologische Tiefendimension. hoffe auf ıne
Strukturen und Befindlichkeiten ınnere Erneuerung der christlichen Kırchen als wertorien-

zZUu andern sind“ tierender raft tfür die Gesamtgesellschaft. Diese Erneue-
Iung kann aber 1Ur kommen, WeNnn dıie Theologen

Haben dabe;i nıcht auch einselit1ge, ıdeologische, polı- denken und sıch auf ıhre eigentliche relıg1öse Aufgabe
tische oder auch gesellschaftlich-institutionelle Bındungen besinnen. Fuür die Kırchen und für iıhren Auftrag den
(z über Verbände 1n der katholischen Kırche) ıne Menschen heute ergeben sıch daraus unmittelbare Aufgaben
Parteıi oder ıne polıtısche Strömung (Z die u  z iınnerhalb gewisser renzen. Die Kırche 1St ıne krıt1i-
Brandtsche Ostpolitik 1n der evangelischen Kirche) ıne sche Nstanz und mu{(ß se1in. Sıe hat eın Wächteramt inne,
Rolle gespielt? Könnte nıcht auch eın Spitzenpolitiker der welches dıie allgemeinen Strukturen der Offenbarung Zu

Unionsparteien der Meınung kommen, solche Bındun- Gegenstand hat Doch reicht diese kritische nstanz 1mM
SCn se1en den Kırchen nıcht wohlbekommen? Prinzıp nu  an weıt, w 1e die Offenbarung, der Heilsauf-

trag, sıch erstreckt.
Strauß: Die rage nach dem Verhältnis kırchlicher Ver-
bände oder Gruppen polıtıschen Parteıen 1St ımmer eın Das 1St aber ıne sehr ormale Abgrenzung, wW1e
Faktor der wechselhaften und dynamischen Entwicklung sehen Sıe den onkreten Auftrag?
gesellschaftlicher und kirchlicher Faktoren. Dıie poliıtischen
Parteı:en üben ıne wesentlıche Funktion in der polıtischen Strauß: Nach meıner Ansıcht 1St die Pflicht der Kırchen,

den Menschen die Grundweısen rechten Menschseins e1n-Wiıllensbildung des demokratischen Staates Aaus. Sıe leben
nıcht 1m luftleeren Raum. In keinem Augenblick der Jün- zuschärtfen, mahnen und anzuklagen, S1€e verletzt
n deutschen Geschichte standen programmatisch gleich- oder mı ßachtet werden. Dazu gehört, dafß jene Wahrheiten
artıge Parteıen den Kirchen gegenüber. Dıie Kirchen ZU Tragen kommen, diıe VO:  e Sünde, VWeltnähe, Dıstanz,
haben immer miıt difterenzierten un geschichtlich Vorläufigkeıit, Endgültigkeit, Nächstenliebe, Abkehr VO

schwankenden Verhaltensweisen der polıtischen Parteıen und Hinkehr ZU Du, VO  3 Geist und Buchstaben reden.
u  =] Daher beruht dıe Unterstütztung einzelner politi- Den Kırchen 1St jener Raum zugewlesen, Strukturen

und Befindlichkeiten ändern sSind. Diese sınd dem kon-scher Partejıjen nıcht allein autf eigenen Entscheidungen
kirchlicher Gruppen Sıe sınd natürlıch auch zwangsläu- kreten soz1alen oder politischen Handeln vorgelagert. Auf
fıge Folgen VO  4 Programm un: Praxıs der politischen keinen Fall darft die Jenseitstheologie von der irdischen
Parteıen selbst. Sozialtheologie verdrängt werden. Dıie Revolutionstheo-
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logıe 1St ohnehin abartig: 95  ır predigen wenıger die An- totalıtire Denkweisen. IDiese Kirchenthesen sınd intolerant,
kunft des Herrn als die der Revolution.“ antıkırchlich, antichristlich un: undemokratisch. Darüber

können alle anderslautenden Beteuerungen nıcht hinweg-
täuschen. darf daran erinnern, da{ß das F.D.P.-Präsı-Welche Auswirkungen Sıe aufgrund des

inneren Schwächezustandes der Kırchen un: iıhrer fehlen- dıumsmitglıed Tau Funcke und der verstorbene E.D.P.-
den Durchschlagskraft nach außen für das Verhältnis der Generalsekretär Flach übereinstimmend feststellten, „dafß
Kırche ZU Staat und Zur Gesellschaft insgesamt? ine Aufgabe der Toleranz 1mM relig1ösen Bereıch auch ıne

Preisgabe des Liberalismus bedeuten würde un: antı-
Strauß: Da{iß die Kırchen das Stadıum einer Neuorientie- relıg1öse Einstellung mithıin nıemals liıberal seın könne“.
Iung durchmachen, 1St nıcht übersehen. ber iıch be- Flach machte noch kurz VOTL seinem Tod darauf aufmerk-
streıte, daß s1e sıch 1n einem inneren Schwächezustand Sa daß dıe Kritik einer Kıirche ansetZe, die ” nıcht
schlechthin efinden. Und dıe Formulierung VO:  e der „feh- mehr exıistiert“, un: daß die Frontstellung des Jahr-
lenden Durchschlagskraft ach außen“ halte ıch für talsch hunderts heute nıcht mehr gegeben se]l. ber 1m F.D.P.-
Denn dürfte kaum einen empirischen Ma{fstab geben, Präsidium hat INa  — diese Auffassungen schnell VELSCSSECNMR.

die Wirkungen des relig1ösen Lebens exakt InNneEeSsSsSeEN. Dıie Stellung der Kirchen als Körperschaften des öftent-
lichen Rechts benachteilıgt keıne nichtkonfessionellenHıer werden VO  $ Ihnen schon die Sprache und damıt die

Denkinhalte der Kirchengegner ungeprüft über- Minderheiten. Dıie Rundfunkanstalten, Anwalts-, Indu-
OINmMMECN. striıe- un: Handelskammern siınd ebenfalls Körperschaften

des öftentlichen Rechts. Auch s1e benachteiligen keine
Wır reftferieren hier NUTL, W as über die Kıiırche 1n der Minderheiten. Sıe erfüllen auch keine Staatsaufgaben. Sıe

haben diesen Status erhalten, weıl der Staat die VO  a ıhnenprofanen Oftentlichkeit DESART wird. Da{fß beide Kirchen
mit großen ınneren und aufßeren Schwierigkeiten kämpfen, repräsentierten Aufgaben für öftentlich bedeutsam halt

Das gilt auch für die Kırchen. Dazu ommt noch die Kır-dürfte nıemand, weni1gsten die Kirchen selbst, Jeug-
nen chen vergegenwärtıiıgen 1n der Oftentlichkeit und 1m Be-

reich der Verfassungsordnung iıne Dımensıon, die die
Strauß: Da{(ß den Kırchen gegenüber eın Vertrauens- renzen des innerweltlichen, menschlich beeinflußbaren
schwund eingetreten 1St, sel zugegeben. Er schlägt sıch 1n Wirkens übersteigt. Und die Unantastbarkeit VO  >} Men-

schenwürde un: Grundrechten sınd etztlich transzenden-Austrıtten, Nachwuchsmangel un leereren Kirchen nach-
drücklich nıeder. Wenn kırchliche Vertreter in hohen tal begründet. Dıiese Wirklichkeit 1St für dıe politische
Rängen selbst alles 1n rage stellen, dürten s1e sıch nıcht Freiheit VO  3 grundlegender Bedeutung. Der Staat annn
wundern, WEECNN dıe Kirchen Getfahr laufen, Sekten sıch daher Sal nıcht indıfterent verhalten. Damıt 1st aber
werden. Starres Festhalten nıcht haltenden Posit10- keine Verletzung der weltanschaulich-relig1ösen Neutralı-
1ieN (Familienplanung) Ist ebenso schädlich w 1e modern1- tat gegeben. Denn der Staat iıdentifiziert sıch Ja nıcht mi1t
stischer Reformeıfer, der den Verstand der Menschen 2um einer bestimmten Aussage über Transzendenz und einer
mitreıilt, aber das Geftühl erkalten äßt bestimmten Kontession.

Kann nıcht dennoch Gründe geben, die ine grund-
„Das F.D.P.-Papier ich für ine sätzlıche Änderung 1mM Verhältnis Kirche—Staat, wen1g-

Jangfristig, angeraten erscheinen lassen? Verträgt sıch,Herausforderung an die demokratische
Gesellschaft“ nochmals dieses Thema anzusprechen, die Stellung der

Kırchen als Körperschaften öffentlichen Rechts noch mM1t der
Dıie Jüngsten Kirchenthesen der F.D fordern Neutralitätspflicht eines Staates, dessen Bürger mehrheitlich

ıne Entflechtung des Verhältnisses bzw der wirklichen NnUu  ar noch eın recht nominelles Verhältnis den Kırchen
haben (selbst wenn S$1Ee 1n Sanz überwiegender Mehrheıtder vermeıntlichen gegenseıtigen Bindungen auch

mMiıt der Begründung, durch die STAaAafifs- und verfassungs- einer der Kirchen angehören)?
rechtlich bevorzugte öftentliche Stellung der Kirchen WUur-  E, 4
den nıchtkontessionelle Minderheiten benachteiligt. Selbst Strauß: Neın, dafür gibt tür miıch keine Gründe. Denn
wenn INan sıch Zustandsbeschreibung und Argumentatıon ıne freiheitliche und demokratische Lebensordnung mu{
nıcht eıgen macht, entspricht die 1mM Grundgesetz VeEeI- eınen Entfaltungsraum zulassen für die öftentliche Wıirk-
ankerte öfftentlich-rechtliche Stellung der Kırchen Sıe samkeıt VO  e Überzeugungen. Wer den relıg1ösen Glauben
haben Ja selbst VO  3 der Ausnahmesituation nach dem und damıt die Kiırchen als konkrete Gemeinschaft der
Krieg gesprochen noch iıhrem tatsächlichen gesellschaft- Gläubigen Aaus den gesellschaftspolitischen Wirkungsfel-
lıchen Gewicht? dern ausschließen und iın die Privatsphäre verbannen

möchte, hebt die Grundnormen einer frejen Gesellschaft
Strauß: Das F.D.P.-Kirchenpapier halte iıch für ıne Her- autf Die ‘ Folge ware ıne geschlossene totalıtäre Gesell-

schaft, iın der antireligiöse un: angeblich wertneutraleausforderung die demokratische Gesellschaft. Es zeigt
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Gruppen den Ton angeben würden. Die Absichten der len und kulturellen Dienste selbst übernehmen wuüurde. Da-
Freien Demokraten laufen tendenziell darauf hinaus, mıt aber würde ıne staatlıche Gleichschaltung 1mM gesell-
nıcht eLtwa2 noch vorhandene „Privilegien“ der christlichen schaftlıchen Raum erfolgen. Diese aber halte iıch nıcht für
Kirchen abzubauen, sondern jede antiıreligiöse und arelı- vereinbar mMI1t unNnseTer treiheitlichen Ordnung.
z1Ööse Denkart 1n der Gesellschaft bevorzugen.
Und ZU zweıten Teil Ihrer Frage! Die Stellung der Kır- 1ıbt aber Fragen, die auch für Sıe klärungs-
chen als Körperschaften des öftentlichen Rechts vertragt bedürftig sind?

nach meıner Ansıcht mıi1ıt der Neutralitätspflicht des
”4ates. Das Verfassungsgebot »” esteht keine Staats- Strauß: Zu klären waren 1m einzelnen Wel Fragen:
rche“ (Art. 197 Abs Weıimarer Verfassung 1n Ver- a) Wıe steht miıt denen, die kontessionelle Christen
ındung mMIiıt Art 140 bedeutet nıcht, dafß der welt- leiben wollen, aber Aaus der Kirche austreten, sıch dıe

„nschaulich neutrale Staat auf die öftentliche Repräsen- Kırchensteuer (8—10 %0 der Einkommensteuer) Pa-
Lanz der transzendenten Dımension des Menschenlebens ren”? Unter welchen Umständen oder Voraussetzungen
überhaupt verzıichten dürfe Selbstverständlich lassen sıch muüfßte eın moderner demokratischer Staat seiıne Mıtwir-
verschiedene Formen denken, die öftentliche Repräsentanz kung Kırchensteuersystem andern (Aufhebung der Ab-
ler Transzendenz öftentlich-rechtlich regeln. Dabej 1St zugsfähigkeit oder Zwangsbeıtreibung)?
ber immer die polıtisch-historische Wirklichkeit be-
cksichtigen.

„Offentliche ufgaben sınd NıC|
Wenn ıne gyrundsätzlıche Änderung nıcht ZUur De- ausschließlich dem aa zuzuorcnen“

Hatte steht, welche praktischen Änderungen halten Sıe für
diskussions- und wuüns  enswert? Ist beispielsweise der Das Verhältnis VO  3 Kırche und Staat mi1it einer SLAar-
staatlıche Eınzug der Kirchensteuer VO  =) der Gesamtgesell- ken öftentlich-rechtlichen Stellung der Kırchen wırd in der
chaft her (etwa mıiıt der Begründung: WIr hätten OnN: Bundesrepublıik gemeıinhin als Verhältnis der Partnerschaft
auch soz1ial wenıger leistungsfähige Kirchen) noch recht- (bei möglıchster gegenseıtiger Unabhängigkeit) bestimmt.
fertigen? Hat diese Partnerschaft 1m säkularen Staat noch einen

onkreten Inhalt, oder dient S$1e vorwiıegend LUr noch der
Strauß: Zunächst darf iıch teststellen: die verfassungsrecht- Ausbalancierung VO  w Interessen (von Institutionen un:
ıche Zulässigkeit der Kırchensteuer 1St unbestritten. est- Gruppen)?
zuhalten 1St ternerhin, daß sıch bei der Kiırchensteuer

ıne Miıtgliedssteuer handelt. Dıie Kırchen können ıhre Strauß: Auch heute noch zibt CS, meıne ıch, Geme1L1nsam-
öhe selbst teststezen. Und die Steuer etrifft 1Ur jene keıten zwıschen Kirche und Staat Für dıe Kirche (beson-
Bürger, die einer Kirche angehören. Daraus ergibt sıch ders für die katholische Kırche) stand se1it dem etzten
die rage der Kırchensteuer 1St eine interne kıirchliche Jahrhundert 1m Vordergrund: dıe Sıcherung VO  } Gewi1s-
Angelegenheıit. Die Finanzıerung kırchlicher Aufgaben sensftfreıiheit und relıg1öser Freiheit SOWI1e das Elternrecht.
durch die Kirchensteuer bringt die Kiırchen nıcht 1n at- Diese Rechte und sınd eingebettet in die allgemein-
iıche Abhängigkeit, S1e gyarantıert vielmehr ıne finanzielle politischen Forderungen vorstaatlıicher Freiheits- und
Unabhängigkeit. dart darauf aufmerksam machen, daß Menschenrechte. Sıe siınd keineswegs als bona partıcularıa
das staatlıche Einzugsverfahren be] der Kırchensteuer ıne verstehen. Hıer liegen Gemeinsamkeiten VOTI. Man dart
Dienstleistung des Staates für die Kırchen ISt. Sıe wıird miıt dann allerdings nıcht das soz1alıstisch-marxistische Gesell-
der Zahlung VO  3 39/90 des Kırchensteueraufkommens ab- schaftsverständnıis Viertretens das ine totale Politisierung
gegolten. Dieses Vertahren verquickt nıcht staatlıche mıiıt und Organısierung aller gesellschaftlichen Lebensräume
kirchlicher Autorität. Es gefährdet auch nıcht die nab- anstrebt.
hängigkeit der Kirchen VO Staat. Dıie Beseitigung der
Kırchensteuer heutiger Art würde ıne spürbare Erhöhung Steh.t und fällt dıe Idee der Partnerschaft und damıiıt
der staatlıchen Subventionen für soz1ıale und kulturelle auch der Streıit über die SOgENANNTE negatıve oder posıtıve
Aufgaben der Kirchen miıt sıch bringen. Jetzt werden s$1e Neutralıtät zwıischen Staat un: Kıiırche letztlich aber nıcht
Aaus der Kirchensteuer finanziert. Diese Unterstützungen mi1ıt der Beantwortung der Frage, welche Rolle der Staat
dürfte der Staat den Kirchen mındestens Jange nıcht bzw die ıh: tragenden gesellschaftliıchen Kräfte dem -
verweıgern, WwW1e S1e auch anderen Eınrichtungen un: erkennen, wofür dıe Kırchen da sind: die Vergegenwärti-
Institutionen, die Ühnliche Aufgaben erfüllen, gewährt, gung der relıg1ösen (chrıstlichen) Dımension 1im Leben de:
Würde dies geschehen, ware das ıne oftensichtliche einzelnen WwW1e 1n der Gesellschaft?
Verletzung des Grundsatzes der Gleichbehandlung und
ıne Diskriminierung der Kırchen. Natürlıich könnte der Strauß: Der tfreiheitlich demokratische Rechtsstaat 1St LEU-
Staat diese Schwierigkeit umgehen, indem die VO  3 den tral gegenüber den Inhalten der verschıiedenen Welt-
Kırchen und VO  } anderen freien Trägern geleisteten SOZ12- anschauungen. Er hat sıch nıcht darum kümmern, -
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fern der verfassungsrechtlıch umschriebene Konsens nıcht Noch eine Bemerkung ZUr Militärseelsorge, weıl Sıe diese
1n Frage steht, welche Werthaltungen der einzelne ZU erwähnen. Das Gesetz über dıe Miılıtärseelsorge wurde
Ausgangspunkt se1nes Handelns macht. Es 1St auch nıcht 1957 einstiımm1g 1mM Bundestag ANZSCHNOMMECN. Artikel
Aufgabe des Staates, über die Inhalte der gesellschaftlichen dieses Gesetzes besagt: 99  1e€ Militärseelsorge als Teıl kirch-
Aktıivitäten seiner Bürger efinden. Aus seiner Neutra- lıcher Arbeit wird 1mM Auftrag der Aufsicht der Kır-
lıtät erwächst dem Staat nıcht das echt und die Pflicht, che ausgeübt.“ Die Miılıtärgeistlichen sınd „ausschliefßlich

kirchlichem echt unterworten un: VO  ; staatlıchen We1i-die Kirchen Aaus dem öftentlichen Leben verdrängen.
Dies würde einer relıg1ös-ethischen Neutralisierung der SUNSCH unabhängıig“. Diese Regelung halte ıch auch heute
Gesellschaft tühren. Gleichzeitig würden damıt wertneu- noch für vernünftig. Sıe hat sıch ewährt.
trale Anschauungen atheistischer oder antıreligiöser Art
bevorzugt. Dıie weltanschauliche Neutralıität des Staates Bedeutet das Auttauchen VO  e} „religiösen“ Sınngehal-

ten in säkularen polıtischen Programmen (dıe berühmtebesagt also nıcht, da{fß dem Staat gleichgültig seiın könne,
ob 1n der VO  >; iıhm vertaßten Gesellschaft relig1öse Werte „Compassıon“ w1e ursprünglıch bei Kennedy, neuerdings

Begrifflichkeiten w1e „Iraternite“ und „reconciliation“ beilebendig sınd oder nıcht. Fehlt die öftentliche Repräsen-
Ca der TIranszendenz menschlicher Sınnbezüge, kannn Giscard d’Estaing) einen Austall relıg1öser Sınngebung

bzw Sınnstiftung durch die eigentlıch zuständigen Instan-der Lebenssinn 11LUr noch weltımmanent se1n. Dann sucht
die Menschheit ıhren Sınn innerhalb der Gesellschaft und zen” der ne1gt der Politiker heute dazu, relig1öse (Ge-

halte usurpıeren oder, WE Sıe wollen, politischeder Geschichte, w 1€e die Marxısten ıne solche „ Theologie“ ın eigener Regıe betreiben?Neutralıität hätte schwerwiegende Folgen: der Staat selbst
würde ZUuU Interpreten aller Lebensbereiche, ZUT Pseudo- Strauß: iıne echte Gesellschaft annn ohne sinnstiftenderelıgi0n. Die Getahr des Totalıtarısmus ware damıt gC- Mıtte un: Transzendenzbezug ıcht existlieren. Sonstgeben. Die Kırchen haben also echt un:! AÄnspruch auf kommen die modernen „Hohen Priester“. Zwischen 1969gesellschaftliche Wirksamkeit. un: 1974 haben WIr Ja diesen Versuch 1n der Bundesrepu-

Wenn aber die relig1öse Dımension VO  3 einer Gesell- bliık erlebt: Wılly Brandt als säkularisierter Friedensfürst.
schaft tatsächlich als quantıite negligeable betrachtet wırd Manche Politiker ne1gen schon dazu, pseudorelig1öse Ge-
und nıcht NUur der Staat Diesseitsaufgaben, sondern halte usurpıieren un ın eigener Regıe betreiben. Das

1St bemerkenswerter, als dieser Versuchung geradedie Gesellschaft selbst vornehmlich, wWenn nıcht ausschlie{ß-
ıch iınnerwelrlich Orıentlert ISt, w1e wird dann der Staat solche Kräfte erliegen, die on nıcht gerade auf Tran-

szendenz angelegt sind. Da Wılly Brandt VO  3 den Kul-noch posıtıver Förderung (im Sınne „posıtıver Neutra-
lıtät“) der Religionsgemeinschaften fähig bzw legitimiert? turpolitikern seiner Parte1 in Hessen den Volksschülern 1n
Lassen sıch dann theologische Fakultäten staatlıchen eiınem amtlıch befürworteten Lehrbuch als „Messıas“
Universitäten, schulischer Religionsunterricht, Seelsorge der Nachfolge Christi angeprıiesen wurde, charakterisiert
etw2 als kıirchlicher „Servıice“ der Bundeswehr staatlich dieses Phänomen besonders eindrucksvoll.
rechtfertigen?

Was müßten die Kirchen Ihrer Meınung nach heute
Strauß: Oftentliche Aufgaben sind nıcht ausschliefßlich vornehmlich Cun, ihrer Rolle als sinnstiftende nstıtu-
dem Staat zuzuordnen. Im demokratischen Staat haben tionen besser gerecht werden? Braucht mehr Seel-
die freien Kräfte der Gesellschaft nach ihrer Leistungs- OTSC, mehr ethische Orıientierung, mehr politisches Be-
tähigkeit un: Bedeutung Anteil der Erfüllung öftent- wulßstsein, überlegtere Strategıe bei Ööftentlichen nterven-
liıcher Aufgaben. Das 1St ZU Beispiel auch der Sınn der tiıonen un: polıtisch relevanten Forderungen? Welche kri-
Tarıtautonomie. So 1St der Staat verpflichtet, darüber tischen Desiderate haben Sıe in dieser Beziehung als Polı:-
wachen, da{fß diese Aufgaben erfüllt werden un jeder tiker un Parteitührer die Kırche, speziell Ihre
seinem echt kommen annn Die Bundesrepublik ekennt Kirche?
sıch den Grundwerten demokratischer Verfassungs-
un: Gesellschaftsordnung: Freıiheıt, Toleranz, Pluralis- Strauß: Zunächst wünsche ıch mır, da{fß die Theologen wı1e-
INUS, Teilung der Macht, demokratischer Mitwirkung aller der Theologie studieren, Frömmigkeıt predigen un auch
Wenn diese treiheitlichen VWerte auch 1m Bildungswesen umfassend gebildet sind. Von der Kanzel brauchen WIr

keine Sozijalkrıitik hören, die WIr 1m Fernsehen oder ingelten ollen, dann zibt keinen Grund für eın generelles
staatlıches Biıldungsmonopol, das diıe Inıtiatıve und Ex1- der Zeitung schon hören oder nachlesen können. Dıie

treier Bildungsträger ausschließt. Der Staat mu{fß die Theologen haben das Wort Gottes verkünden. Dabe:i
Freiheit gewähren un verwirklichen, die 1M Grund- bın iıch wieder bei eiınem Gedanken, den iıch vorhın einmal
ZESCTZ verspricht. Anders BESAZT: der freiheitliche un: de- außerte. Den Kirchen 1St jener Raum zugewı1esen,
mokratische Charakter unNnseTrTes Staates schließt eın at- Strukturen un: Befindlichkeiten andern sınd. Die
liches Bildungsmonopol A4Uus,. Den Menschen VO  e} der VWıege Offenbarung weıiß terner, da{flß es Zweı tundamentale
bis ZUr Bahre gelst1g reglementieren ware totalıtär. Wahrheiten gibt Welt un! Menschen stehen dem
Wır finden das 1ın Usteuropa. Zeichen der Versöhnung w 1e dem Zeıichen des Kreu-
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z.e5 Diese Wahrheiten sınd Ursache für eınen nüchternen Ja w 1e ıne AÄquidistanz der katholischen Kirche
christlichen Optim1ismus. Den vermıisse ıch be] vielen Theo- den Unionsparteıen. ber dieser Wunsch bleibt eın ab-
ogen Sıe scheinen veErgeSssCchN haben da{fß die Geschichte straktes Ideal Geschichtliche Erfahrung und politisches
durch die Erlösung innerlich sinnvoll geworden ist. Sıe Handeln der Parteien zeıgen, da{ß S1e nıcht wertfreı sind.
entlarvt nämlı:ch auch jene Lebenshaltungen als Utopie, Dafür einıge Beispiele: ıch erinnere die Debatte den
die meınen, INan brauche 11ULr alle Kräfte mobilısieren, 218, die soz1ıalıstische Schul- un Bıldungspolitik.

Nachdem die christlichen Schulen dem Vorwand derdas iırdische Paradıes schaften. Hoffnung und Schei-
tern, Erfolg un Mißerfolg stehen in einer nıcht auflös- Toleranz beseitigt wurden, werden jetzt marxıstisch-soz1a-
baren Paradoxie. Die Kiırchen mussen wieder sichtbar — lıstısche Bekenntnisschulen und Uniıiversitäten gefordert
chen, da{fß die bestehenden weltlichen Ordnungen ZuUerst und VO  - den Sozialdemokraten begünstigt. Der Flirt 1N1-
un: zutieftfst nıcht durch konkrete un praktische Kon- SCI Prälaten MI1t der SPD zahlt sıch bitter AUS.,. In manchen

sıch eräiändern lassen. katholischen Kreıisen wurde und wiıird übersehen, daß
zahlreiche tührende Persönlichkeiten der Unionsparteıien

Dennoch 1St auch die Kırche CZWUNSCNH, 1n konkreten Aaus dem katholischen Verbandsleben kommen oder sıch
Verhältnissen handeln un: die polıtische Dımension CN mıiıt ıhrer Kırche verbunden tühlen. Die Mehrzahl der
einzubeziehen Mandatsträger der Unionsparteıen un: Wiäahler

und siınd gläubige Christen. Sıe wurden allerdings nıcht
Strauß: Selbstverständlıich, doch haben die Kirchen die immer klug behandelt Der christliche Polıtiker, den die
Offenbarung verwalten un: nıcht konkrete politische Kırchen oft anmahnten un: forderten, annn auch
Programme autzustellen. Da sıch terner die gesellschaft- Ireue VO  $ den Kirchen verlangen. Opportunistisches Mal
liıchen Sıtuationen andern, SAamt<t un: sonders geschichtlich vieren zahlt sıch nıcht Au

bedingt sınd und demnach auch nıe zeıtlos, sind WAar diese
Sıtuationen VO  3 der Oftenbarung iındirekt gemeınt, aber TIreue VO  3 den Kirchen? Wırd da nıcht ıne Affı-

nıtät, nıcht Sapcen, Identifizierung der Kırche mıiıt1n den Einzelheiten sind S1€e durch die Offenbarung nıcht
gedeckt. Daher 1St jeder Christ verantwortlich, da{fß die eiıner Parte1 postuliert, dıe kirchlich fragwürdiıg un: poli-
Grundweisen christlicher Exıstenz seiner jeweiligen Um:- tisch höchst problematisch 1st?
welt angepaßt werden. Be1 diesem Anpassungsprozeiß
spielen Erfahrung, Wıssen un: Verantwortung iıne ent- Strauß: habe damıt nıcht ıne Identifizierung mi1t me1-
scheidende Rolle Die Kiırchen dürten dabei die Eıgenstän- Her Parteı oder mıt den Unionsparteıen gemeınt. Aber
digkeit der Christen, die personale Verantwortung, WEeNn kırchliche Würdenträger gleichsam cathedra Zui-
nıcht aufheben, ındem S$1e iıhnen eın Programm vorschrei- sıcherungen die Sozialdemokraten geben und die ze1-
ben, das sachlıch auch ımmer anders würde aussehen stıge ähe iıhnen betonen und dann, sobald s$1e be]
können. eiınem Grundsatzstreıt w 1e€e der Reform des 218 feststel-

len, da{fß INan nıcht weıterkommt, nach den qcQhristlichen
Politikern in den Unionsparteıen rufen, dann 1St das für

„Der chrısüche Politiker kann zuch Treue miıch keın sonderlıch faires Verhalten. Im übrıgen dür-
von den Kırchen verlangen“ fen Sıe AÄufßerungen einıger meıner Parteitreunde dem

VO  >; Ihnen „als recht schmeichelhaft“ bezeichneten Hırten-
An pannungen D Aa katholischer Kırche und briet der bayerischen Bischöfe nıcht aut die Goldwaage

der deutschen Sozialdemokratie 1St INa  - gewöhnt, ZW1- Jegen, schon deshalb nıcht, weıl S1e AUS dem Zusammen-
schen Liberalismus un: katholischer Kirche g1bt ıne hang gerissen verbreitet wurden. Ich habe mehrmals eIi-

traditionell gewordene Entfremdung. Man hat aber den klärt, da{fß WIr Hiırtenbriete nıcht danach beurteilen dür-
Eiındruck, das Verhältnis den Unionsparteıen se1 ımmer fen, ob S1e uns nutzen oder schaden. Die einen schreien
wenıger spannungsfrei. Von Ihnen SLAaMML u., A, die uUNseres auf Das 1St Wahlhilfe für die OCSU! Die anderen SagceNn:
Wıssens 1M Anschlufß die Parlamentsdebatte über den Das 1St unangenehm, weıl dadurch Wiähler abgeschreckt

218 gefallene Bemerkung, „dıe Kırchen kommen erst werden. Beides 1Sst nıcht die richtige Kategorie. Was die
dann, wenn brennt“. Auf den vielzitierten (indirekt gesellschaftlichen Gruppen, nıcht zuletzt der Deutsche (Ge-
für Ihre Parteı recht schmeichelhaften) Hiırtenbrief der werkschaftsbund, für sıch 1in Anspruch nehmen, allen
bayerischen Bischöfe ZUr Landtagswahl hıelß Aaus den Fragen iın der Oftentlichkeit Stellung nehmen, ann

INa  —_ den Kirchen nıcht verwehren. Grundsätzlich wirdReihen der CSU, sel „Nnıcht 1mM Sınne des mündiıgen Buür-
gers”. Wırd die tradı;tionelle ähe ZUur Kiırche in Ihrer kein verantwortlicher Politiker der Unionsparteıen den

Bischöten das echt bestreiten, bestimmten politischenParteı heute als Belastung empfunden?
Ereijgnıssen Stellung nehmen. Die „tradıitionelle ähe“

Strauß: Staatspolitisch ware wünschenswert, WEeN die ZUuUr Kirche empfinden WIr ıcht als Belastung. Sıe führt
Kırchen allen Parteıen die gleiche ähe un: Dıstanz vielmehr ımmer wieder einem fruchtbaren Gedanken-
einhalten würden un könnten. Manche Kreıse verlangen austausch.
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Kann aber ıne Parteı, die Volkspartei sein will, pflichtung für das eigene Verhalten angesehen haben Viele
noch einheirtlich auf der Basıs christlicher Grundwerte wıssen nıicht mehr, W as für die Aufnahme des „C“ in den
agıeren und Polıitik betreiben? der 1St Ss1e nıcht 11Ur ZUFr. Firmenschild bedeutsam WAal. Es War die Einsicht, da{fß der
Dıiıstanz den Kırchen, sondern auch eiınem Verzicht Niıedergang Deutschlands un: die Zerstörung des Reiches
auf eınen weltanschaulich-ethischen Grundkonsensus 1n miıt dem Abtfall der deutschen Politik VO christlichen SI1it-
ıhren eigenen Reihen W  9 wenn S1e mehrheitlich LteENSECSEIZ begonnen hat un dafß deshalb jeder Neubeginn
leiben bzw. werden will? für die 1 weltlichen Bereich gemeinsamer Verantwor-

LuUNg verpflichteten Christen beider Konfessionen miıt dem
Strauß: Selbstverständlich ann ıne Volkspartei auf der Bekenntnis ZUuU christlichen Sıttengesetz beginnen musse.
Basıs christlicher Grundwerte agıeren. Nur sınd hier einıge

Die CSU vertritt des 1m Tıtel mi1t beson-wichtige Unterscheidungen treften. Die christlichen Kır-
chen mussen Werte un damit ethische Prinzıpien verkün- derem Nachdruck diıe konservative Komponente 1n ıhrem
den Die Christen haben diese achten. Aber, der Ab- Programm und noch mehr 1in ıhrer praktischen Politik. Ist
stand zwıschen den VO  3 den christlichen Kirchen gelehrten das autonOoOm oder in Konkurrenz ZUuUr Kirche politisch de-
ethischen Normen un den konkreten politischen and- finierte „C“ etztliıch nıcht gleichzusetzen m1t konservatıv?
lungsimperativen 1St Umständen sehr groß. S50 1St
der Christ ZU Beispiel verpflichtet, die Tugend der (Ge- Strauß: Neın, der Konservatıve erstrebt privat und öftent-
rechtigkeit verwirklichen. Zur Gerechtigkeit 1 allge- lıch einen vernünftigen Fortschritt. Deshalb fühlt
meınen Sınne gehört auch die soz1ıale Gerechtigkeit. Wıe sıch der Geschichte verpflichtet. ıne sinnvolle Zukunft
soll InNnan dieses Prinzıp konkret verwirklichen, die g- ISt L1LUTr VO  3 Veränderungen arten, die kontinuiler-
tährlichen Auswirkungen der Inflation beseitigen oder lıch und 1n kontrolliertem Umfang un Tempo ablauten.

Konservatıve Politik betrachtet die Geschichte als Summeden Hunger 1ın weıten Teilen der Welt? Hıer zeıgt sıch
schon der Abstand zwischen den ethischen Grundsätzen, kollektiver Erfahrungen, die Z“ Bewertung gegenwar-
welche die Kiırche lehren kann un MU un den konkre- tiger Strömungen und ZUr Überprüfung des eigenen
ten Imperatıven. Daher löst sıch Ihre rage auf. Parteıen Handelns dienen. Utopismus jeder Art,; dem auch
mussen immer Kompromisse suchen bei der Verwirkli- reaktionäres un: restauratıves Denken zählen, w1e eiınen
chung iıhrer polıtischen Grundsätze. beschränkten Pragmatısmus, lehnt gleichermafßen als

Ausdruck des Geschichtsverlustes ab Der konservatiıve
Wenn sıch diese rage auflöst, dann stellt siıch Politiker bekämpft jede monıistische, die Wirklichkeit Ver-

mehr 1ne andere. Hat für S1e das < 1m Unionstitel engende Ideologie. Ihr stellt den Pluralismus der Meı-
noch iıne politisch-programmatische Bedeutung? Wenn Ja, NUNSCH, die Konkurrenz der Ideen gegenüber. Die über-
W 1e möchten Sıe ann das Verhalten einer christlichen Par- starke Betonung der menschlichen Rationalıtät hält für
te1ı gestaltet wıssen? Sehen Sıe in der Devıse Kurt Bieden- einselt1g. Für ıh gehören ZUur Humanıtät Religion, Sıtt-
kopfs, iıne christliche Parte1 (wıe ımmer sıch ıne solche lıchkeıt, Erfahrung un Gefühl. Wır setizen Erfahrung gC-
versteht) musse heute ıne gegenüber den Kiırchen unab- SCH Theorie, Geschichte Gesellschaftsideologie, Wırk-
hängige Posıition be1 der Formulierung un: Vertretung lichkeit Wahn
der politisch realisıerbaren christlichen Basıswerte bezie-
hen, eiınen festen Bestandteıil einer künftigen Programm- ıne letzte Frage, Herr Straufß, w as bedeutet für Sıe,

nach dieser Definition des Konservatıven, Politik Aausstrategıe?
christlicher Verantwortung, un: welchen Spielraum aAal-

Strauß: Dıie christliche Gesellschafts- un: Staatslehre 1St tet der Politiker für sıch und seine Parteı VO  3 der Kirche?
ıne Lehre VO den Freiheitsrechten un: -pflichten des
Menschen. Die Auseinandersetzung MIt den Philosophien Strauß: Politik Aaus christlicher Verantwortung 1St für miıch
oder Ideologien anderer Parteıen wiıird ımmer mehr AZUu der Versuch, die Grundsätze der Bergpredigt unNnse-

führen, diese Grundsätze mi1t der Erfahrung der Freiheit ICN zeıtgeschichtliıchen Bedingungen verwirklichen. Von
integrieren. Immer mehr wiırd die Freiheit zZzu Prüf- meı1iner Kırche erwarte ich besonders die Respektierung

stein tür diese Ideale werden. Diese Herausforderung MUuSsS- der Gewissensfreiheit für die polıtisch Handelnden.
se‘  - WIr annehmen. Denn iıch bın davon überzeugt, da{ß erinnere 1n diesem Zusammenhang die Satze Aus der
sıch ıne Gesellschaft VO  3 treıen Menschen mehr als jede „Pastoralkonstitution über die Kırche in der Welt VO  —

andere VO  - der Faszınatıon der konkreten Freiheit e1IN- heute“ (Nr 7/5) Die Christen „sollen beispielgebend da-
nehmen aßt Daher sınd für uns die Grundsätze der für se1n, w1e INa  — Aaus Gewiıssensverantwortung andelt
christlichen Gesellschafts- und Staatslehre unverzichtbar. und sıch für das Gemeinwohl einsetzt. Sıe sollen durch
ber lassen S1e miıch hier der Klarheit gegenüber ıhre Taten zeıgen, wıe sıch Autorität un: Freiheıt, persön-
Mißdeutungen willen hinzufügen, da{(ß dıe Unıi0onspar- ıche Inıtiatıve mıiıt solidarıscher Verbundenheit 1m BC-
tejen das »C 1n iıhrem Namen nıe als eiınen Ausschliefß- meınsamen Ganzen, rechte Einheit miıt fruchtbarer jel-
lıchkeitsanspruch betrachtet, sondern immer als eine Ver- talt verbinden lassen.“


